
 
 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme 
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zum Referentenentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“ 
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Der BWVL repräsentiert seit seiner Gründung im Jahr 1955 die Interessen seiner Mitgliedsunternehmen 

aus Industrie und Handel in den Bereichen Transport und Logistik gegenüber der Politik und der 

Wirtschaft. Die in direkter Mitgliedschaft verbundenen Unternehmen sämtlicher Größenkategorien sind 

in ihren Kernbereichen heterogen und in einer Vielzahl von Branchen tätig; auch namhafte 

Logistikdienstleister gehören zu den Mitgliedern. Die Interessenvertretung konzentriert sich auf die 

Unternehmensperspektive als Verlader und Werkverkehr Betreibender gemäß § 1 Abs. 2 GüKG mit 

nationaler und internationaler Ausrichtung. In diesem Sinne ist der BWVL das Sprachrohr gegenüber 

den und Adressat der politischen nationalen und internationalen Entscheidungsträger, den am 

Meinungsbild der Verkehrswirtschaft maßgeblich beteiligten Institutionen sowie gegenüber den Medien. 
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Der BWVL bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf der 
Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung (BKRFQV) zu Artikel 2, 
Nummer, Buchstabe b (§ 2 Absatz 7a) 
 

 

Der BWVL hat folgende Anmerkungen und Änderungsvorschläge: 

 

Grundsätzlich begrüßen wir die Erweiterung der Prüfungssprachen für die Prüfung zur 

Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation um die angegebenen acht Fremdsprachen. 

Vor dem Hintergrund der bereits sehr hohen Bestehensquoten, die unter Berücksichtigung der 

Prüfungswiederholungen gen 100 Prozent tendieren, sehen wir die Wirkung der Regelung 

allenfalls auf die Hemmschwelle derjenigen begrenzt, die allein aufgrund der Prüfungssprache 

vom Berufszugang ferngeblieben sind. Zu berücksichtigen ist hier auch, dass die 

vorangehenden Schulungen in deutscher Sprache abgehalten werden.  

 

Umso bedeutsamer scheint für uns deshalb die Beobachtung der Maßnahme mithilfe des 

Berichts des Deutschen Industrie- und Handelskammertags über die Akzeptanz, den 

Verwaltungsaufwand, die Sprachenauswahl und die Qualitätssicherung. Voraussetzung für 

die Beibehaltung fremdsprachiger Prüfungen ist ein positives Ergebnis bei verhältnismäßigem 

Verwaltungsaufwand; andernfalls sollte die Erweiterung der Prüfungssprachen wieder 

zurückgefahren werden. 

 

Zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 4 Absatz 3 und 4) 

Wir begrüßen die Einführung der Möglichkeit, die Weiterbildung in Form des E-Learnings 

durchzuführen. Die uneingeschränkte Nutzung dieser Lernform durch sowohl synchrones als 

auch asynchrones Lernen sollte aus unserer Sicht einen nicht unerheblichen 

Modernisierungsschub unter den Teilnehmenden bewirken. Die analogen Erfahrungen im 

Ausland begründen diese Annahme zusätzlich. Anders als bei den Spracherweiterungen für 

die beschleunigte Grundqualifikation erwarten wir in Bezug auf die Evaluierung zu diesem 

Regelungspunkt ein positives Ergebnis. 

 

Ukraine-Ausnahmeverordnung  

Wir sehen die Regelungen der UAAusnV kritisch. Aus unserer Sicht erscheinen weder 

Aufwand und Wirkung der Verordnung verhältnismäßig noch in der Praxis ein geeignetes 

Mittel, um den aus der Ukraine geflüchteten Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrern den 

Zugang zum Beruf zu erleichtern, da der Erwerb der Berufskraftfahrerqualifikation mit 

Beendigung der Sonderregelung bereits Ende 2025 ungültig wird.  

Hinzu kommt, dass der Verordnungsentwurf keine Mengenangabe zur Größe des adressierten 

Personenkreises enthält. Als allgemein bekannt darf der Umstand gesehen werden, dass 

insbesondere männliche Personen aufgrund der Kriegssituation in der Ukraine das Land nicht 

verlassen dürfen.  

Aus unserer Sicht ergibt eine entsprechende Regelung nur Sinn, wenn die erworbene 

Berufskraftfahrerqualifikation für längere Dauer Verwendung finden kann. 

 


